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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Vorwahlen bei den „Républicains“   
PROFILE UND PROGRAMME DER KANDIDATEN BESTIMMEN DIE KÜNFTIGE  

POLITISCHE AUSRICHTUNG DER BÜRGERLICH-KONSERVATIVEN PARTEI   

 

Am 20. und 27. November finden die Vor-
wahlen (primaires) zur Ermittlung des 
Präsidentschaftskandidaten der bürger-
lich-konservativen Partei „Les Républi-
cains“ statt. Bis zum 9. September konn-
ten die Bewerbungen eingereicht werden. 
Parteiintern war zuvor festgelegt worden, 
dass diese Bewerber die Unterstützung 
von mindestens 20 Abgeordneten, 250 
Amts- und Mandatsträgern (aus mindes-
tens 30 verschiedenen Departements) 
sowie 2500 Parteimitgliedern nachweisen 
müssen, um antreten zu dürfen.  

Von den dreizehn Bewerbern, die Interesse 
an den Wahlen bekundet haben, konnten 
sieben Politiker diese Voraussetzungen er-
füllen (Hintergrundinformationen zu den 
Kandidaten finden Sie in unserem Länderbe-
richt „Zielgerade Elysée-Palast“i). Dies ist 
eine relativ hohe Zahl, da Beobachter eher 
von maximal fünf Kandidaten ausgegangen 
waren. Durch die hohe Bewerberanzahl wird 
jedoch gewährleistet, dass die verschiede-
nen Parteienflügel abgedeckt sind und auf 
diese Weise integriert werden.  

Die Nominierung des Präsidentschaftskandi-
daten der „Républicains“ stellt angesichts 
der bisherigen Wahlprogramme der Kandi-
daten und den teils harten Wortgefechten 
zwischen den Bewerbern auch die Frage der 
zukünftigen politischen Ausrichtung der Par-
tei.  

Die Primaires: Eine Premiere für die 
„Républicains“  

Beim „Neugründungskongress“ der Partei 
„Les Républicains“ (bis dahin UMP) am 30. 
Juni 2015 legte die Partei fest, ihren Präsi-
dentschaftskandidaten im Rahmen einer 
mitgliederoffenen Vorwahl zu ermitteln: Je-
der Franzose, der in das staatliche Wähler-
verzeichnis eingetragen ist, eine Deklaration 
unterschreibt, in welcher er sich zu den re-
publikanischen Werten der bürgerlichen 
Rechten und des Zentrums bekennt, sowie 
einen Kostenbeitrag von zwei Euro bezahlt, 
kann an den Vorwahlen teilnehmen.  

Es waren die Sozialistische Partei (PS) und 
die Radikale Linkspartei (PRG), die im Jahr 
2011 zum ersten Mal mitgliederoffene Vor-
wahlen veranstalteten. Damals standen fünf 
Kandidaten zur Wahl. Beim ersten Wahl-
gang konnten 2,7 Millionen Wähler mobili-
siert werden. François Hollande erhielt da-
mals 39,17% der Stimmen, Martine Aubry 
30,42%, Arnaud Montebourg 17,19%, Sé-
golène Royal 6,95%, Manuel Valls 5,63% 
und Jean-Michel Baylet 0,64 %. Am zweiten 
Wahlgang nahmen dann 2,9 Millionen Wäh-
ler teil. Der spätere Staatspräsident Hollan-
de konnte sich mit 56,57% zu 43,43 % ge-
gen Martine Aubry durchsetzen.  

Die „Républicains“ erhoffen sich für ihre 
Vorwahlen 3 - 4 Millionen Teilnehmer. Um-
fragen gehen derzeit davon aus, dass circa 
ein Viertel der französischen Wahlberechtig-
ten die Vorwahlen mit Interesse verfolgt. 
Wie viele Personen jedoch wirklich den Weg 
zu den Wahllokalen finden werden, bleibt 
offen. Eine Online-Wahl ist ausschließlich für 
die im Ausland lebenden Franzosen vorge-
sehen.  

In die Vorwahlen der bürgerlich-konserva-
tiven Partei „Les Républicains“ sind auch die 
„Parti chrétien-démocrate“ (Christdemokra-
tische Partei, PCD) und das „Centre national 
des indépendants et paysans“ (Nationales 
Zentrum der Unabhängigen und der Land-
wirte, CNIP) eingebunden. Mit dem CNIP 
wurde vereinbart, dass die Partei keinen ei-
genen Kandidaten aufstellt. Von der PCD 
wird Jean-Frédéric Poisson an den Vorwah-
len teilnehmen.  

Wie bei den Präsidentschaftswahlen gilt bei 
den Vorwahlen das absolute Mehrheitswahl-
recht. Es finden dementsprechend bis zu 
zwei Wahlgänge statt. Der erste Wahlgang 
wird am 20. November 2016 stattfinden, 
der zweite Wahlgang dann eine Woche spä-
ter am 27. November 2016. In insgesamt 
drei Fernsehdebatten werden die sieben 
Kandidaten ihr Programm vorstellen.  
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Liberalismus für alle  

Alle sieben Kandidaten verfolgen wirt-
schafts- und sozialpolitisch einen liberalen 
Kurs: Aufhebung der 35-Stunden-Woche, 
degressiv ausgestaltetes Arbeitslosengeld, 
Steuererleichterungen für Haushalte und 
Unternehmen, Senkung der öffentlichen 
Ausgaben und Anhebung des Rentenalters. 
Die Wahlprogramme, die eine Entlastung 
des französischen Staates anstreben, sind 
als deutliche Abgrenzung zur gegenwärtigen 
Politik der sozialistischen Regierung zu wer-
ten. „Cinq ans pour l’emploi“ (Fünf Jahre für 
die Vollbeschäftigung) setzt sich der ehema-
lige Premierminister Alain Juppé zum Ziel. 
Nicolas Sarkozy möchte einen Vertrag zur 
„wirtschaftlichen Erholung“ (contrat pour le 
redressement économique) abschließen. Es 
sind wirklich sehr feine Details, die die Wirt-
schaftsprogramme der sieben Vorwahlkan-
didaten unterscheiden. So möchte Nathalie 
Kosciusko-Morizet – anders als ihre Mitbe-
werber – die „Reichensteuer“ ISF (Impôt sur 
la fortune) nicht aufheben, erkennt aber an, 
dass die Steuer ineffizient ist und reformiert 
werden muss. Alle Kandidaten möchten die 
Anzahl der Beamten reduzieren: Alain Juppé 
verspricht eine Reduzierung von 250 000 
bis 300 000 Posten, der ehemalige Premi-
erminister François Fillon fordert 600 000 
Stellenstreichungen. Der frühere Landwirt-
schaftsminister Bruno Le Maire möchte den 
öffentlichen Dienst in den Kommunen, De-
partements und Regionen sowie in den in-
terkommunalen Strukturen ausdünnen und 
teilweise ganz abschaffen.  

Wirkliche Unterschiede sind in den Partei-
programmen der Kandidaten im Bereich der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik nicht zu fin-
den. Und dennoch: Eine Mehrheit der Fran-
zosen scheint auf diesem Feld am ehesten 
dem ehemaligen Premierminister Alain 
Juppé einen Kurswechsel zuzutrauen. 42% 
der Franzosen finden, dass er die besten 
Vorschläge im wirtschaftspolitischen Bereich 
macht. Ihm folgen Nicolas Sarkozy (20%), 
Bruno Le Maire (18%) und François Fillon 
(14%). Dies verwundert insofern, als gera-
de Fillon sich seit Monaten als Wirtschafts-
experte darstellt und die umfassendsten Re-
formen angekündigt hat. Am meisten be-
fürworten die Franzosen eine Senkung der 
öffentlichen Ausgaben (82%), eine Anhe-
bung der Arbeitszeit von Beamten (63%) 
sowie ein degressiv ausgestaltetes Arbeits-
losengeld (ebenfalls 63%). Die Aufhebung 
der 35-Stunden-Woche spaltet hingegen: 
50% würden eine Liberalisierung der Ar-
beitszeit begrüßen, 49% lehnen die Aufhe-
bung ab.ii  

Europa, quo vadis?  

Auch wenn alle Kandidaten der europapoliti-
schen Tradition der Partei treu bleiben, d.h. 
also für eine Verstärkung der deutsch-
französischen Beziehungen, der Eurozone 
und des Schengen-Raums plädieren, gehen 

die Meinungen darüber, wie dies zu errei-
chen ist, weit auseinander.  

Konsens besteht darüber, dass die Europäi-
sche Union reformiert werden muss und ei-
ne Vertiefung der Beziehungen auf zwei 
Ebenen, namentlich der deutsch-französi-
schen Kooperation und der Eurozone, anzu-
streben ist. „Ich bedaure weniger die Lea-
dership von Angela Merkel, als die voll-
komme Abwesenheit von François Hollan-
de“, verkündetet Nicolas Sarkozy in einem 
Zeitungsinterview. Bruno Le Maire kündigte 
bei einer Rede in Berlin an, dass er als 
Staatspräsident nach den Bundestagswah-
len feste Dialogstrukturen zwischen den 
deutschen und französischen Ministerien 
einrichten möchte, die insbesondere die 
Themen Migration, Sicherheit und Eurozone 
gemeinsam angehen sollen.  

Dissens besteht dann jedoch darüber, wie 
das europäische Projekt weitergedacht wer-
den soll. Nicolas Sarkozy fordert nach dem 
Brexit-Referendum einen „neuen europäi-
schen Vertrag“ ein, der insbesondere die 
Wiedereinführung von Grenzkontrollen und 
einen Stopp der Erweiterungspolitik der EU 
beinhalten soll. Skeptisch sieht er hingegen 
eine direkte Beteiligung der Wähler an dem 
Reformprozess. Das Thema sei für eine di-
rekte Demokratie zu komplex. Anders sieht 
dies Bruno Le Maire. Am Tag nach dem 
Brexit-Abstimmung in Großbritannien for-
derte er ein „Referendum sur l’Europe“, um 
dem europäischen Projekt auf diese Weise 
in Frankreich „seine Legitimität zurückzuge-
ben“. Diese Idee wird vom ehemaligen Pre-
mierminister Alain Juppé und anderen füh-
renden Politikern der Républicains als „un-
verantwortlich“ eingeschätzt.  

„Das Schengen-Abkommen ist tot“, darüber 
sind sich die „Républicains“ einig. Eine Re-
form des Abkommens hat sich insbesondere 
der ehemalige Staatspräsident Nicolas Sar-
kozy ganz oben auf die Fahne geschrieben. 
Er fordert ein „Schengen II“ ein. Als Vorbild 
nennt er die Euro-Gruppe. Entscheidungen 
sollen von den Innenministern der Länder 
getroffen werden, denen ein „stabiler Präsi-
dent“ vorsitzen soll, der auch für die Grenz-
behörde Frontex verantwortlich sein wird.  

Das Brexit-Referendum hat das Bewusstsein 
dafür geschärft, dass die europapolitischen 
Zweifel der französischen Wähler ernst ge-
nommen werden müssen, denn auf diesem 
Feld geht der rechtspopulistische Front Na-
tional auf Stimmenfang. Umfragen zeigen, 
dass bei der traditionelle Wählerschaft der 
Républicains“ eine hohe Zustimmung für 
den Euro gibt (87%), auch die Europäische 
Union befürwortet eine Mehrheit der Wähler 
(61%). Gleichzeitig wünschen sich jedoch 
75% der Wähler, dass die Kompetenzen von 
Brüssel eingeschränkt und an die Mitglied-
staaten zurückgegeben werden.iii    
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Wahlkampfthema Nr.1: Sicherheit  

Das Thema Sicherheit und Terrorismusbe-
kämpfung hat sich spätestens seit dem Ter-
roranschlag von Nizza als zentrales Wahl-
kampfthema etabliert. Der politische Dis-
kurs hat sich angesichts der akuten Terror-
gefahr in den vergangenen Wochen deutlich 
zugespitzt. Der Abgeordnete Eric Ciotti, Un-
terstützer von Nicolas Sarkozy bei den Vor-
wahlen, stellte die These auf, dass die 
nächsten Präsidentschaftswahlen über die 
Frage entscheiden werden, wer die Fähig-
keit zum Kriegsherren hat. Gegen den Ter-
rorismus sei ein „Guerre totale“, ein totaler, 
ideologischer und kultureller Krieg zu füh-
ren“, kündigte der ehemalige Staatspräsi-
dent Nicolas Sarkozy an. Sarkozys Wortwahl 
wurde von Premierminister Manuel Valls als 
Demagogie und „Trumpisierung“ bezeich-
net.  

Im Mittelpunkt der Debatte stehen der 
nunmehr zum wiederholten Mal verlängerte 
Ausnahmezustand, die Anti-Terror-
Maßnahmen und insbesondere der Umgang 
mit radikalisierten Personen auf französi-
schem Boden. Trotz der Einigung auf die 
Verlängerung des Ausnahmezustands in der 
Nationalversammlung bleiben die Fronten 
verhärtet. So wird einerseits der sozialisti-
schen Regierung vorgeworfen, Versäumnis-
se bei der Terrorismusbekämpfung gemacht 
und die Opfer somit auf dem Gewissen zu 
haben. Gleichzeitig verstärkt die Sicher-
heitsdebatte auch den parteiinternen Zwist 
im Lager der Republikaner (Hintergrundin-
formationen zu diesem Thema finden Sie in 
unserem Länderbericht „Ausnahmezustand 
als Normalfall“iv). Der Kandidat Alain Juppé 
weiß, dass das Thema innere Sicherheit die 
Domäne von Nicolas Sarkozy ist. Dieser 
baute bereits seinen Wahlkampf im Jahr 
2007 auf sicherheitspolitischen Themen auf. 
So lässt es sich erklären, dass Alain Juppé 
als erster Vertreter der Partei eine Erklärung 
zu dem Anschlag von Nizza abgab und die 
Anti-Terror-Methoden der Regierung kriti-
sierte: “Fatalismus ist keine Politik“.  

Sicher sein können sich jedoch alle Kandida-
ten der „Républicains“, dass sie in diesem 
Themenbereich von den Wählern einen gro-
ßen Vertrauensvorschuss bekommen. 40% 
der Wähler geben an, dass sie einem Politi-
ker der bürgerlich-konservativen Partei am 
ehesten im Kampf gegen den Terrorismus 
vertrauen (Sozialistische Partei 22%, Front 
National 21%).v  

Nicolas Sarkozy, der Ende August mit sei-
nem Buch „Tout pour la France“ (Alles für 
Frankreich) seine Kandidatur ankündigte 
und insbesondere in den Bereichen Sicher-
heit und Integrations- bzw. Identitätsdebat-
te punkten wollte, muss sich nunmehr ein-
gestehen, dass seine Gegenkandidaten ihm 
in diesem Themenfeld keine freie Bahn las-
sen werden. Sarkozy fordert bereits seit den 
Anschlägen von November 2015, dass der 
Zugriff auf Webseiten mit dschihadistischem 

Inhalt als Straftat gehandelt wird. Potentiel-
le „Gefährder“, die unter der Sicherheitsakte 
„Fiche S“ geführt werden und keinen fran-
zösischen Pass haben, sollen ausgewiesen 
werden. Französische Staatsangehörige, die 
als „Gefährder“ auffallen, sollen – ohne rich-
terlichen Beschluss – unter Hausarrest ge-
stellt werden und eine Fußfessel bekom-
men. Der ehemalige Staatspräsident plä-
diert des Weiteren für die Schaffung von 
Deradikalisierungszentren, dem Einsatz von 
Nachrichtendiensten in Gefängnissen sowie 
eine Isolierungshaft für verurteilte Terroris-
ten. Sein schärfster Konkurrent, der ehema-
lige Premierminister Alain Juppé, setzt in 
seinem im Januar 2016 erschienenen Buch 
„Pour un Etat fort“ (Für einen starken Staat) 
ebenfalls einen deutlichen Fokus auf den 
Polizei- und Justizbereich. Er stellt eine 
Verwaltungshaft für „Heimkehrer“ aus Syri-
en in Aussicht. Auch möchte er Arbeitgeber 
darüber informieren, wenn ihre Mitarbeiter 
in der Sicherheitsakte „Fiche S“ geführt 
werden und einen Beruf in einem „sensiblen 
Bereich“ ausüben. Der Kandidat Bruno Le 
Maire fordert, dass Ausländer, die eine Ver-
bindung zum internationalen Terrorismus 
haben, zunächst in Frankreich verurteilt und 
später in Folge ihrer Haftstrafe ausgewiesen 
werden sollen. Nathalie Kosciusko-Morizet 
plädiert für Reformen im Justizbereich und 
der Einführung einer tatsächlichen lebens-
langen Haftstrafe für Terroristen.  

Eng gebunden an die Sicherheitsdebatte ist 
die Frage, wie der laizistische Staat sich zu 
dem Thema Islam positioniert. Während 
Nathalie Kosciusko-Morizet ein Verbot von 
Gruppierungen mit salafistischer Ausrich-
tung empfiehlt, fordert Jean-François Copé 
eine Zertifizierung von Imamen, die sich zu 
den republikanischen Werten bekennen 
müssen. Gerade in diesem Themenfeld 
bringt die Regierung derzeit u.a. durch die 
Neuaufstellung der „Stiftung für einen Islam 
Frankreichs“ Reformen ein, was die Debatte 
in den kommenden Wochen befeuern dürf-
te. 

Französische Identitätsdebatte 3.0  

Bereits im Wahlkampf 2007 sprach Nicolas 
Sarkozy davon, die „französischen Werte“ 
wieder stärken zu wollen. Während seiner 
Amtszeit, aber auch im Wahlkampf 2012, 
besetzte er Themen wie Patriotismus, inne-
re Sicherheit und Immigration mit markigen 
Äußerungen. Die von ihm angestoßene De-
batte über die „nationale Identität“ Frank-
reichs hat jedoch bis heute keinen Ab-
schluss gefunden. Wenig überraschend war 
es demensprechend, dass er in seinem Buch 
„Tout pour la France“ dem Thema Identität 
ein ganzes Kapitel gewidmet hat. Nicolas 
Sarkozy fordert insbesondere eine Reduzie-
rung der Einwanderungszahlen ein, möchte 
die Wirtschaftsmigration für die kommende 
Amtszeit einstellen, den Familiennachzug 
bis zur Neuaushandlung eines Schengen II 
verbieten und bei der Vergabe der Staats-
bürgerschaft das Geburtsortprinzip Ius soli 
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reformieren. Der ehemalige Staatspräsident 
ist ein Verfechter des Assimilationsprinzips: 
„Sobald man Franzose wird, lebt man wie 
ein Franzose, unsere Vorfahren sind die Gal-
lier“, forderte er bei einer Wahlkampfveran-
staltung am 19. September ein. Er bezog 
sich auch auf seine Antrittsrede von 2007: 
„Mein Vater ist aus Ungarn, aber ich habe 
nie die Geschichte Ungarns beigebracht be-
kommen. Mein Großvater mütterlicherseits 
ist griechisch, aber ich habe nie die Ge-
schichte Griechenlands beigebracht be-
kommt. Sobald ich Franzose werde, liebe 
ich Frankreich, lerne ich die Geschichte 
Frankreichs, ich spreche Französisch und 
meine Vorfahren sind die Vorfahren Frank-
reichs, das ist Assimilation“.  

Auch der ehemalige Premierminister 
François Fillon zieht eine Assimilation der 
Integration vor. Deutlich gegen das Konzept 
positioniert sich der ehemalige Premiermi-
nister Alain Juppé: Für ihn ist das Assimila-
tionskonzept „veraltet“. Er geht mit seiner 
Wahlkampfforderung einer „glücklichen 
französischen Identität“ (Identité heureuse) 
in die direkte Konfrontation zu Nicolas Sar-
kozy. Ein Bezug ist auch zum französischen 
Intellektuellen Alain Finkielkraut zu setzen, 
der 2013 in seinem Buch „L’identité mal-
heureuse“ (Die unglückliche Identität) eine 
Identitätskrise Frankreichs im Bereich seiner 
Migrationspolitik diagnostizierte. Alain Juppé 
kritisiert, dass die Politiker ein dunkles Bild 
von Frankreich zeichnen. Er möchte den 
französischen Wählern aufzeigen, dass das 
Land alle Karten für einen Neustart in der 
Hand hat. Die Herkunft eines Menschen 
lässt sich seiner Meinung nach nicht einfach 
löschen: „Die französische Identität ist ein-
zigartig, (…) sie ist das Resultat eines Dia-
logs zwischen unseren vielzähligen Wurzeln 
und der Einheit der Nation“. Der Migrations-
politik Frankreich möchte er drei Vorrauset-
zungen unterstellen: Der Kontrolle der Ein-
wanderungszahlen durch ein Quotensystem, 
die Verkürzung der Asylverfahren und eine 
Verschärfung des in Frankreich geltenden 
Ius soli; der Bekämpfung von Parallelgesell-
schaften sowie der Bekenntnis zum Ge-
meinwohl der Nation.  

Neben der Integrations- und Immigrations-
debatte lassen sich jedoch auch weitere ge-
sellschaftspolitische Themen in den Wahl-
programmen finden. In der Kritik steht ins-
besondere das sogenannte Taubira-Gesetz, 
benannt nach der ehemaligen Justizministe-
rin Christiane Taubira, das seit dem Jahr 
2013 die Öffnung von Ehe und Adoptions-
recht für gleichgeschlechtliche Paare ermög-
licht. Jean-Frédéric Poisson möchte das Ge-
setz außer Kraft setzen, François Fillon zu-
mindest das Adoptionsrecht einschränken. 
Nathalie Kosciusko-Morizet und Alain Juppé 
sehen hingegen keine Änderungen vor. 

 

 

Entscheidender Faktor Wahlbeteiligung 

Bisher kann der ehemalige Premierminister 
Alain Juppé seine – seit über einem Jahr 
unangefochtene – Favoritenrolle in den Um-
fragen knapp verteidigen. Der ehemalige 
Staatspräsident Nicolas Sarkozy hat in den 
letzten Wochen jedoch deutlich aufgeholt, 
so dass einige Wahlforscher ein Kopf-an-
Kopf-Rennen voraussagen. Nach den derzei-
tigen Umfragewerten ist ein zweiter Wahl-
gang zwischen Alain Juppé und Nicolas  
Sarkozy die wahrscheinlichste Konstellation. 
Die beiden Kandidaten Bruno Le Maire und 
François Fillon teilen sich den dritten bzw. 
vierten Platz, gefolgt von der einzigen weib-
lichen Kandidatin der Vorwahlen, Nathalie 
Kosciusko-Morizet. Die Umfragewerte von 
Jean-François Copé und Frédéric Poisson 
liegen lediglich bei 1-2 Prozent.  

Es ist jedoch deutlich hervorzuheben, dass 
der wirkliche Wahlkampf gerade erst be-
gonnen hat und die politische Aktualität und 
insbesondere die Sicherheitslage in Frank-
reich große Auswirkung auf das Wahlverhal-
ten haben werden. Eine nicht einschätzbare 
Komponente ist die Wahlbeteiligung: Denn 
es stellt sich nicht nur die Frage, wie viele 
Franzosen den Weg zur Wahlurne machen 
werden. Die Sympathisanten anderer Par-
teien könnten bei der mitgliederoffenen 
Vorwahl Einfluss auf die Nominierung des 
Präsidentschaftskandidaten der „Républi-
cains“ nehmen. Die Erfahrungen aus den 
Vorwahlen der Sozialisten im Jahr 2011 
sprechen jedoch dagegen: Bis zu 15% der 
Teilnehmer an der damaligen offenen Vor-
wahl der Sozialisten sollten laut Umfragen 
aus dem bürgerlich-konservativen Lager 
und des Front National stammen. Der Kan-
didat, der dem Programm des bürgerlich-
konservativen Lagers am nächsten kam, der 
heutige Premierminister Manuel Valls, er-
hielt im ersten Wahlgang jedoch nur 5% der 
Stimmen.vi  

                                                   

ihttp://www.kas.de/frankreich/de/publicatio
ns/46192/ 
ii http://www.lesechos.fr/elections/primaire-
a-droite/0211268849355-primaire-a-droite-
les-propositions-economiques-dalain-juppe-
plebiscitees-2025795.php 
iiihttp://www.ipsos.fr/decrypter-
societe/2016-04-27-fractures-francaises-
2016-repli-et-defiance-au-plus-haut 
ivhttp://www.kas.de/wf/de/33.46048/ 
vhttp://www.lepoint.fr/politique/terrorisme-
pour-leur-securite-les-francais-preferent-la-
droite-09-08-2016-2060025_20.php 
vihttp://rue89.nouvelobs.com/2011/10/05/q
ui-va-voter-a-la-primaire-ps-224859 
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